
Geschäftsbericht des Obergerichts

Autor(en): Büzberger / Stämpfli

Objekttyp: Article

Zeitschrift: Bericht über die Staatsverwaltung des Kantons Bern ... = Rapport
sur l’administration de l’Etat de Berne pendant l’année ...

Band (Jahr): - (1913)

Persistenter Link: http://doi.org/10.5169/seals-416820

PDF erstellt am: 20.02.2019

Nutzungsbedingungen
Die ETH-Bibliothek ist Anbieterin der digitalisierten Zeitschriften. Sie besitzt keine Urheberrechte an
den Inhalten der Zeitschriften. Die Rechte liegen in der Regel bei den Herausgebern.
Die auf der Plattform e-periodica veröffentlichten Dokumente stehen für nicht-kommerzielle Zwecke in
Lehre und Forschung sowie für die private Nutzung frei zur Verfügung. Einzelne Dateien oder
Ausdrucke aus diesem Angebot können zusammen mit diesen Nutzungsbedingungen und den
korrekten Herkunftsbezeichnungen weitergegeben werden.
Das Veröffentlichen von Bildern in Print- und Online-Publikationen ist nur mit vorheriger Genehmigung
der Rechteinhaber erlaubt. Die systematische Speicherung von Teilen des elektronischen Angebots
auf anderen Servern bedarf ebenfalls des schriftlichen Einverständnisses der Rechteinhaber.

Haftungsausschluss
Alle Angaben erfolgen ohne Gewähr für Vollständigkeit oder Richtigkeit. Es wird keine Haftung
übernommen für Schäden durch die Verwendung von Informationen aus diesem Online-Angebot oder
durch das Fehlen von Informationen. Dies gilt auch für Inhalte Dritter, die über dieses Angebot
zugänglich sind.

Ein Dienst der ETH-Bibliothek
ETH Zürich, Rämistrasse 101, 8092 Zürich, Schweiz, www.library.ethz.ch

http://www.e-periodica.ch

http://doi.org/10.5169/seals-416820


Geschäftsbericht

des

Oberg*erichts
für

das Jahr 1913.

Das Obergericht beehrt sich, Ihnen im
Nachstehenden gemäss Art. 8 des Gesetzes über die Organisation

der Gerichtsbehörden vom 31. Januar 1909
über seine Tätigkeit, diejenige seiner Abteilungen
und die Arbeit der untern Gerichtsbehörden während
dos Jahres 1913 Bericht zu erstatten.

I. Obergericht.

Nach längerer Krankheit starb am 13. März 1913
das langjährige, verdiente Mitglied des Gerichtshofes
Oberrichter Wilhelm Lanz. Lanz funktionierte in den
Jahren 1893 und 1894 als Staatsanwalt des Hl. Ge-
schwornenbezirkes und wurde im Februar 1895 zum
Mitgliede des Obergerichts gewählt. Er war bis ins
Jahr 1898 im Appellations- und Kassationshof tätig,
wurde für die Jahre 1899 - 1904 der Kriminalkammer
zugeteilt, präsidierte von 19051910 die Anklage-
und Polizeikammer, und war seit 1911 Mitglied dor
ersten Zivilkammer.

An seine Stelle wurde vom Grossen Rate gewählt:
Bezirksprokurator Gobat, der bereits früher dem
Obergerichte angehört hatte. Das neugewählte Mitglied
wurde bis zum 1. Juli der L, vom 1. Juli hinweg der
II. Zivilkammer zugeteilt.

Oberrichter Reichel trat mit
die I. Zivilkammer über.

dem 1. Juli 1913 in

Fürsprecher Dr. RUfenacht reichte infolge seiner
Wahl zum Direktor des Bundesamtes für
Sozialversicherung seine Demission als Ersatzmann des
Obergerichtes ein und wurde als solcher ersetzt durch
Fürsprecher Hugo Mosimann in Bern.

Infolge Ablauf der Amtsdauer wurde auf eine fernere
Periodo wiedergewählt: Kammerschreiber Dr. Rohr.

Die Gewählton wurden jeweilen vom Obergerichte
beeidigt.

Das gemäss Art. 65 des Gesetzes vom 31. Januar
1909 über die Organisation der Gerichtsbehörden und
§ 68 dos Dekretes betreffend das gerichtliche
Verfahren und das Handelsgericht vom 30. November 1911
neu geschaffene Handelsgericht nahm auf 1. Februar
1913 die gemäss Art. 72 und 73 der Gerichtsordnung
hängig gemachten Klagen entgegen ').

Die Bibliothekkommission des Oborgerichts wurde
neu bestellt aus den Oberrichtern Thormann. Präsident,
Merz und Streiff.

Zur Begutachtung der Pläne für den neu zu
erstellenden Anbau an das Obergerichtsgebäude wurde
eine Kommission ernannt, bestehend aus dem
Präsidenten und Vizepräsidenten des Obergerichts, sowie
den Präsidenten der beiden Strafkammern und der
Handelsgerichtskammer. Gestützt auf den Bericht der
Kommission wurde dor Baudirektion dos Kantons Bern
mitgeteilt, dass das Obergericht mit den von den
Architekten Bracher & Widmer ausgearbeiteten Plänen
einverstanden sei und eine Ergänzung nur insoweit
wünsche, dass im ersten Stock an Stelle dor Terrassen
auf der Nordscite ebenfalls, wie im Parterre, zwei
Zimmer als Anwalts- und Parteizimmer errichtet
werden. Die Baudirektion wurde zugleich auf die
Dringlichkeit des Anbaues und darauf aufmerksam
gemacht, dass alle vorgesehenen Lokalitäten vom
Obergericht benötigt worden.

') Üher die Tätigkeit des Handelsgerichts giebt der besondere
Jahresbericht im Anhang Auskunft.
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186 Obergericht.

Ein Schreiben der kantonalen Polizeidirektion in
ihrer Eigenschaft als obere kantonale Aufsichtsbehörde
über das Zivilstandswesen machte das Obergericht
darauf aufmerksam, dass die von den Gerichtspräsidenten

in Ausführung von Art. 50 Zivilgesetzbuch
und § 71 der Verordnung über die Zivilstandsregister
vom 25. Februar 1910 an die Zivilstandsbeamten
gemachten Mitteilungen öfters zur Vervollständigung
zurückgewiesen werden müssen, weil sie die zur
Vornahme einer Eintragung nach § 67 der erwähnten
Verordnung erforderlichen Angaben nicht enthalten.
Das Obergericht sah sich deshalb veranlasst, am
3. Mai an die Gerichtspräsidenten dos Kantons ein
Kreisschreiben zu erlassen, worin ausgeführt wurde:
Wir sehen uns deshalb veranlasst, Sie darauf
aufmerksam zu machen, dass, da gemäss § 67, litt, b und c

der Verordnung über die Zivilstandsregister nicht nur
der Familien-und die Vor-und allfälligen Beinamen der
verstorbenen, beziehungsweise als verschollen erklärton
Person selbst, sondern auch ihrer Eltern, ferner ihre
Heimat und ihr Wohnort (in Städten auch Strasse und
Hausnummer), ihr Beruf und Zivilstand (ledig,
verheiratet, verwitwet oder geschieden), Jahr, Monat und
Tag ihrer Geburt und endlich auch Familien- und
Vorname und Beruf ihres lebenden, verstorbenen oder
geschiedenen Ehegatten in das Todesregister
einzutragen sind, die nach Art. 50 Zivilgesetzbuch an
die Zivilstandsämtor zu erstattenden Anzeigen über
eine erfolgte Vorschollenerklärung auch alle diese
Angaben enthalten müssen.

Überdies ist zu betonen, dass diese Anzeigen vom
Gerichtspräsidenten selbst auszugehen haben, indem
gemäss Art. 50 Zivilgesetzbuch nur eine vom Richter
erstattete, mithin nicht auch eine vom Gerichtsschreiber
unterzeichnete Anzeige als Grundlage für die in das

TodesregisterAzu machende Eintragung dienen kann.'-1

In Bestätigung des vorstehenden Kreisschreibens
wurden die Richterämter unterm 20. September betreffend

die Mitteilungen von Verschollenheitserklärungen
an die Zivilstandsämter darauf aufmerksam gemacht,
dass die Verschollenheitserklärungen, sowie deren
Mitteilung an die Zivilstandsämter nicht einfach
gestützt auf die unbelegten Angaben der Gesuchsteller
erfolgen dürfen. Der Richter hat sich vielmehr gleich
bei Einleitung des Verfahrens die Urkunden, die zur
genauen Feststellung der Persönlichkeit und der
Verwandtschaft des als verschollen zu Erklärenden nötig
sind, wie vor allem dessen Geburtsschein, einen Auszug

aus dem Burgerrodel der Heimatgomeinde, eventuell

auch eine Bescheinigung betreffend den letzten
Wohnsitz, vorlegen zu lassen und an Hand dieser
Urkunden von Amtes wegen die für die spätere
Eintragung in die Zivilstandsregister notwendigen
Feststellungen vorzunehmen.

Da ferner nach Art. 38, Alinea 2 Zivilgesetzbuch
die Wirkung der Verschollenheitserklärung auf den
Zeitpunkt der Todesgefahr odor der letzten Nachricht
zurückbezogon wird, ist sowohl in der
Verschollenheitserklärung selbst, als in den Mitteilungen an die
Zivilstandsämter das Datum der Rechtswirkung genau
anzugeben."

Betreffend die nach Art. 263 und 323 Zivilgesetzbuch

(Ehelicherklärung oder Zusprechung eines ausser¬

ehelichen Kindes mit Standesfolgon) zu machenden
Mitteilungen an die Zivilstandsbeamten wurden die
Gerichtspräsidenten darauf aufmerksam gemacht, die
Namen der Eltern des ausserehelichen Vaters und sein
Geburtsdatum don übrigen Angaben betreffend Heimat,
Beruf und Wohnort beizufügen, damit der ausser-
eheliche Vater in seiner Heimat mit Sicherheit
festgestellt werden kann. Es ist dies nötig, um dem Kinde
zu ermöglichen, seine grosselterliche Abstammung
väterlicher- und mütterlicherseits nachzuweisen, was
namentlich in Erbschaftsangelegonhoiten von grosser
AVichtigkoit sein kann.

Mit Bezug auf ein Kreisschreiben des Bundesrates
vom 15. April 1913 ersuchte die kantonale
Justizdirektion das Obergericht betreffend Art. 30, 120 und
121 des Bundesgesetzes über Kranken- und
Unfallversicherung um seine Ansichtsäusserung. Der Gerichtshof

kam zu folgenden Schlüssen :

1. Art. 30 des Bundesgesetzes über Kranken-
und Unfallversicherung bestimmt, dass Privatrecht-
licho Streitigkeiten der Kassen unter sich oder mit
ihren Mitgliedern oder mit Drittpersonen vom « ordentlichen

Richter » entschieden werden, wenn die
kantonale Gesetzgebung nichts anderes bestimmt."

Sofern deshalb die Kantone von dieser ihnen
eingeräumten, Befugnis keinen Gebrauch machen, sind
edle Streitigkeiten, in die die nach Art. 1 anerkannten
Krankenkassen denn nur auf diese bezieht sich
die Bestimmung des Art. 30 cit. verwickelt werden
können, durch den ordentlichen Richter zu entscheiden.

Diese Lösung, diese Streitigkeiten durch den
ordentlichen Richter entscheiden zu lassen, ist dehn
auch die zweckentsprechendste; denn abgesehen davon,
dass jede Aufstellung eines besonderen, von den
allgemeinen Grundsätzen abweichenden Gerichtstandos
für das rochtsuchende Publikum stets eine gewisse
Unsicherheit mit sich bringt, an welche Instanz es
sich im Einzelfalle zu richten habe, fällt einmal in
Betracht, dass nach Art. 30 log. cit. nur für die
Streitigkeiten dor nach Art. 1 anerkannten Krankenkassen

ein besonderer Gerichtsstand geschaffen werden
könnte, während für die andern Krankenkassen nach
wie vor die ordentlichen Richter zuständig bleiben
würden. Zudem ist nicht zu übersehen, dass auch die
Streitigkeiten der Krankenkassen mit «Dritten»
die vielleicht ihren Wohnsitz gar nicht im Kanton
Bern haben zu don in Art. 30 vorgesehenen
gehören; eine Unterstellung dieser unter ein Spezialgericht

einfach deshalb, weil sie mit einer Krankenkasse

in Konflikt geraten sind, erscheint aber wenn
schon formell zulässig doch materiell jedenfalls
ungerechtfertigt (vgl. auch Art. 120 litt, b in
Verbindung mit Art. 100).

Wir sind deshalb der Ansicht:
Der Kanton Bern solle von der ihm in Art. 30

eingeräumten Befugnis keinen Gebrauch machen und
von der Aufstellung eines besondern Gerichtsstandes
Umgang nehmen.

2. Was den Erlass von Vorschriften nach Art. 120
und 121 leg. cit. anbelangt, so unterliegt keinem
Zweifel, da es sich unter allen Umständen um die
teilweise Abänderung der bisherigen durch Gesetze


















































